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Beschlussvorlage 
 
Sachgebiet 10.1 
Aktenzeichen:  
Vorlage Nr.: BV/0134/2013/1 
 
Vorlage für die Sitzung   
Rat  18.02.2013  öffentlich  
 
Beratungsgegenstand: Kommunalwahl 2014, hier: Bildung eines Wahlausschusses 

Anmerkungen zu Belangen von Seniorinnen und Senioren und Menschen mit Behinderungen:
 
 
Haushaltsmäßige Auswirkungen/Hinweis zur vorläufigen Haushaltsführung: 
 
 
 
1. Beschlussvorschlag: 
 
1. Die Zahl der Beisitzer für den Wahlausschuss der Stadt Rheinbach wird 

auf           festgesetzt. 
 

2. Es werden als Beisitzer gewählt: 

 
 

a) ordentliche Mitglieder b) Stellvertreter 
    (persönliche Vertretung) 
 

  1.   1. 

  2.   2. 

  3.   3. 

  4.   4. 

  5.   5. 

  6.   6. 

  7.   7. 

  8.   8. 

  9.   9. 

10. 10. 
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2. Sachverhalt/Rechtliche Würdigung: 
Für die Einteilung des Wahlgebietes ist gemäß Artikel 12 Satz 2 des Gesetzes über die 
Zusammenlegung der allgemeinen Kommunalwahlen mit den Europawahlen (KWahlZG) 
vom 26.06.2008 (GV.NRW S. 514) in Verbindung mit § 4 Abs. 1 Kommunalwahlgesetz der 
Wahlausschuss der Gemeinde zuständig. Der Wahlausschuss teilt spätestens 52 Monate nach 
Beginn der Wahlperiode (21.10.2009), somit bis spätestens zum 20.10.2013, das Wahlgebiet 
in so viele Wahlbezirke ein, wie Vertreter gem. § 3 Abs. 2 in Wahlbezirken zu wählen sind. 
Zunächst muss jedoch der Wahlausschuss gebildet werden. 
 
Für die Kommunalwahl 2014, deren genauer Termin heute noch nicht feststeht (nach § 14 
Abs. 1 KWahlG zwischen dem 01.04. und dem 15.07.2014, Sollvorgabe ist der Tag der 
Europawahl) ist entsprechend den Vorschriften des Kommunalwahlgesetzes ein 
Wahlausschuss zu bilden. Die Aufgaben des Wahlausschusses bestehen u. a. aus 
 
 der Einteilung des Wahlgebietes in Wahlbezirke ( Art.12 KWahlZG/ §4 Abs. 1 

Kommunalwahlgesetz) 

 der Entscheidung über Zulassung der Wahlvorschläge ( § 18 Abs. 3 Kommunalwahlgesetz) 

 der Feststellung des Wahlergebnisses ( § 34 Abs. 1 Kommunalwahlgesetz) 

 
Die Zusammensetzung des Wahlausschusses ergibt sich aus den Bestimmungen des 
Kommunalwahlgesetzes in Verbindung mit der Gemeindeordnung. Nach § 2 Abs. 3 
Kommunalwahlgesetz besteht der Wahlausschuss aus dem Wahlleiter als Vorsitzendem 
und 4, 6, 8 oder 10 Besitzern, die von der Vertretung des Wahlgebiets gewählt werden. Eine 
Benennung oder Bestellung weiterer Mitglieder ist nicht zulässig. In diesem Rahmen hat es 
die Vertretung in der Hand, mit welcher Anzahl von Beisitzern sie den Wahlausschuss 
besetzen will. Ihr soll dadurch ermöglicht werden, allen in der Vertretung ggf. auch sonst im 
Wahlgebiet vorhandenen Parteien und Wählergruppen zu einem Sitz im Wahlausschuss zu 
verhelfen.  
 
Die Benennung und Bestellung eines zusätzlichen Mitgliedes mit beratender Stimme im 
Falle, dass eine Fraktion aufgrund der Wahlen nach § 50 Abs. 3 GO nicht vertreten ist, 
kommt allerdings nicht in Betracht. Insgesamt braucht es sich im übrigen nicht nur um 
Ratsmitglieder zu handeln. Der Wahlausschuss kann vielmehr, wie alle anderen kommunalen 
Ausschüsse, neben den Ratsmitgliedern auch aus anderen zum Rat wählbaren sachkundigen 
Bürgern bestehen, sofern sie dem Rat angehören können. Die Zahl dieser sachkundigen 
Bürger darf jedoch die Zahl der Mitglieder aus der Vertretung nicht erreichen. Auf diese 
Weise besteht auch die Möglichkeit, einer politischen Gruppe zu einem Sitz im 
Wahlausschuss zu verhelfen, die zwar noch nicht im Gemeinderat vertreten ist, gleichwohl 
aber in der Gemeinde schon eine gewisse Bedeutung erlangt hat. 
 
Zu beachten ist, dass gem. § 2 Abs. 7 Kommunalwahlgesetz Bewerber für das Amt des 
hauptamtlichen Bürgermeisters nicht Mitglied des Wahlausschusses sein können. 
 
Für jeden Beisitzer des Wahlausschusses soll die Vertretung einen Stellvertreter wählen. Der 
Stellvertreter wird also für eine bestimmte Person gewählt.  
 
Für die Wahl der Vertreter gelten die allgemeinen Vorschriften des § 50 Abs. 3 GO. Hiernach 
können sich die Ratsmitglieder bei der Besetzung des Ausschusses auf einen einheitlichen 
Wahlvorschlag einigen, der eines einstimmigen Ratsbeschlusses bedarf.  
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Kommt ein einheitlicher Wahlvorschlag jedoch nicht zustande, so wird nach den 
Verteilungs-Grundsätzen von Hare-Niemeyer in einem Wahlgang abgestimmt. 
Zwischenzeitlich wurde nämlich § 50 Abs. 3 GO dahingehend geändert, dass die 
Sitzverteilung nicht mehr wie bisher nach dem Höchstzahlverfahren von d’Hondt, sondern 
nach dem Verteilungsverfahren Hare-Niemeyer berechnet wird. Dabei sind die Wahlstellen 
auf die Wahlvorschläge der Fraktionen und Gruppen des Rates entsprechend dem Verhältnis 
der Stimmenzahlen, die auf die einzelnen Wahlvorschläge entfallen, zur Gesamtzahl der 
abgegebenen gültigen Stimmen zu verteilen. Jedem Wahlvorschlag werden zunächst so viele 
Sitze zugeteilt wie sich für ihn ganze Zahlen ergeben. Sind danach noch Sitze zu vergeben, so 
sind sie in der Reihenfolge der höchsten Zahlenbruchteile zuzuteilen. Bei gleichen 
Zahlenbruchteilen entscheidet das Los. Einzelheiten dazu siehe unten angeführtes Beispiel. In 
der Berechnung der Sitzverteilung ergibt sich allerdings im Beispielfall bei beiden 
Berechnungsvarianten das gleiche Ergebnis.  
 
 
Beispiel: Besetzung des Ausschusses mit 8 Beisitzern:     

             

Abgegebene gültige Stimmen:    36     

hiervon auf Vorschlag A (CDU) entfallend:  17    

hiervon auf Vorschlag B (SPD) entfallend:  8    

hiervon auf Vorschlag C (UWG) entfallend:  4    

hiervon auf Vorschlag D (Bündnis'90/Die Grünen) entfallend: 3    

hiervon auf Vorschlag E (FDP) entfallend:  4    

             

8 Mitglieder:           

Vorschlag  CDU  SPD UWG B'90/Gr. FDP  Summe 

Stimmen:  17  8 4 3 4   

Quote:  3,78  1,78 0,89 0,67 0,89   

Sitze:  3,00  1,00 0,00 0,00 0,00  4,00 

zus. Sitze:  1  1 1 0 1  4,00 

Gesamtsitze  4,00  2,00 1,00 0,00 1,00  8,00 

             

 
Rheinbach, 15.02.2013 

 
 
 
 

Dr. Raffael Knauber 
Erster Beigeordneter 

 Helmut Esser 
Stellv. Fachgebietsleiter 

 
 
 
 
 


